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tungsdokumenten des Obersten Gerichts7 in die Neufassung 
der ZPO aufgenommen werden müßten. Dabei muß es sich 
natürlich um Grundsatzbestimmungen handeln, die von ihrer 
Bedeutung her eine Regelung durch Gesetz erfordern. Andere 
Bestimmungen sollten dagegen in einer Durchführungsbe­
stimmung erfaßt werden, die gleichzeitig mit der ZPO-Novelle 
vorzubereiten wäre.

Inhaltliche Schwerpunkte der Novellierung

Die Überlegungen zur Änderung und Ergänzung der ZPO 
erfassen Bestimmungen aller Verfahrensabschnitte und Ver­
fahrensarten. Schwerpunktmäßig konzentrieren sie sich 
jedoch auf die Gestaltung des erstinstanzlichen Verfahrens, 
das mit seiner umfassenden Zuständigkeit für die Verhand­
lung und Entscheidung im Erkenntnisverfahren und für die 
Verwirklichung der Entscheidungen im Vollstreckungsver­
fahren den größten Umfang des Gesetzes einnimmt und in 
dem der größte Arbeitsanfall zu bewältigen ist.

Die Änderungen und Ergänzungen sollten aber auch 
kostenrechtliche Bestimmungen und Bestimmungen über die 
Nachprüfungsverfahren mit erfassen.

1. Zum Verfahren vor dem Kreisgericht

Hier geht es darum, durch eine inhaltliche Erweiterung 
der Rechte und Mitwirkungspflichten der Prozeßparteien 
sowie durch die Erhöhung der Verantwortung des Gerichts 
das Verfahren insgesamt gesellschaftlich wirksamer zu 
gestalten, in einigen Stadien und Abschnitten zu vereinfachen 
und die Anwendung der modernen Computertechnik8 bei der 
Datenerfassung, Textbearbeitung, Verfahrensgestaltung und 
Entscheidungsvorbereitung zu ermöglichen. Unter diesen 
Gesichtspunkten sollen z. B. die Bestimmungen über das 
gerichtliche Zahlungsaufforderungsverfahren geprüft und die 
Prozeßrechtsnormen über die mündliche Verhandlung, die 
Beweiserhebung und Beweisaufnahme sowie zur Einbezie­
hung einer weiteren Prozeßpartei überarbeitet werden. Im 
Interesse eines rationellen Arbeitsablaufs sind die Verfah­
rensweisen bei Klagerücknahmen und der Zustellung von 
Entscheidungen und Schriftstücken zu vereinfachen und die 
Möglichkeiten, in Zivil- und Familienrechtssachen auf eine 
mündliche Verhandlung verzichten zu können, zu erweitern.

Im Hinblick auf eine höhere Wirksamkeit des Eheverfah­
rens wird der Vorschlag der Familienrechtswissenschaftler 
gründlich zu prüfen sein, eine bessere Anpassung der Auf­
gaben und des Ablaufs des gerichtlichen Verfahrens zur Ehe­
scheidung durch eine Änderung der Bestimmungen der §§ 48 
bis 51 ZPO zu bewirken, um dadurch das Niveau des Ehe­
verfahrens insgesamt anzuheben und seine politische, mora­
lische und rechtliche Bedeutung zu erhöhen. Die Bestimmun­
gen über das Ehescheidungsverfahren sollten dabei sowohl 
unter dem Aspekt der Erhöhung seiner gesellschaftlichen 
Wirksamkeit als auch unter dem Gesichtspunkt einer ratio­
nelleren Verfahrensgestaltung verändert werden.8 10 11 In diesem 
Zusammenhang sind auch die Regelungen über den Abschluß 
gerichtlicher Einigungen in Ehesachen über die nach § 13 ZPO 
mit der Scheidung verbundenen Ansprüche (§ 46 Abs. 4 ZPO) 
zu überdenken.18

Mit der Novellierung der ZPO soll auch dem dringenden 
Bedürfnis der Praxis nach einer Beendigung des Verfahrens 
Rechnung getragen werden, wenn der Kläger nach Klageein­
reichung oder nach Verweisung des im Strafverfahren ge­
stellten Schadenersatzantrags an die Zivil- oder Arbeits­
rechtskammer (§ 8 Abs. 1 Ziff. 2 ZPO) inaktiv wurde. Bisher 
können in solchen Fällen die Verfahrensakten nur nach 
Ziff. 6.2. der Verfahrensaktenordnung11 weggelegt werden, 
ohne daß damit jedoch die Anhängigkeit der Sache bei Ge­
richt beseitigt würde. Notwendig wäre es deshalb, in der ZPO 
eine Regelung zu schaffen, die in diesen Fällen eine Einstel­
lung des Verfahrens von Amts wegen ermöglicht.

Ein weiterer Vorschlag geht dahin, die Fälle, in denen 
von einer schriftlichen Begründung des Urteils abgesehen 
werden kann (§ 78 Abs. 3 ZPO), zu erweitern. Die Erfahrun­
gen der Praxis besagen, daß die Prozeßparteien dann, wenn 
das Urteil ihren Anträgen entspricht, nur den Urteilsspruch 
für die weitere Gestaltung ihrer Lebensbeziehungen benö­
tigen. Deshalb sollte in den in den „Gemeinsamen Standpunk­
ten“ des Obersten Gerichts und des Ministeriums der Justiz 
vom 20. November 1985 genannten Fällen von einer schriftli­
chen Begründung abgesehen werden. Darüber hinaus sollte ge­
prüft werden, ob es möglich ist, in Zivil- und Familienrechts­
sachen generell bei Verzicht der Prozeßparteien auf Rechtsmit­
tel und eine Begründung des Urteils nur noch den Urteils­

spruch zu verkünden und zuzustellen. In Arbeitsrechtssachen 
kommt auf Grund ihrer Spezifik eine solche Regelung wohl 
nicht in Betracht. Die Einführung eines abgekürzten Urteils 
erfordert in jedem Fall eine Änderung hinsichtlich der Teno- 
rierung sowie der Verkündung des Urteils und der mündli­
chen Begründung.

Eine Vereinfachung und Präzisierung der kostenrecht­
lichen Bestimmungen sollte geprüft werden, um sie besser 
handhabbar und insbesondere für die Bürger überschaubarer 
und verständlicher zu gestalten. So könnte z. B. eine einheit­
liche Gebührenwertberechnung in Ehesachen (§ 172 Abs. 2 
Ziff. 1 ZPO) für das Verfahren vor dem Kreisgericht und für 
das Berufungsverfahren eingeführt werden. Wünschenswert 
wäre es auch, die Kostenbestimmungen für die Verteilung des 
gemeinschaftlichen Eigentums der Ehegatten sowie die Be­
stimmungen über die Kostenerstattung in Ehesachen zu 
vereinfachen.

2. Zum Verfahren zur Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen

Bei der Novellierung der Bestimmungen über die Vollstrek- 
kung (§ 85 ff. ZPO) geht es vor allem darum, durch eine ratio­
nellere Arbeitsweise die Rechte der Gläubiger effektiver und 
schneller durchzusetzen. Dazu sind insbesondere die Vorteile 
der sozialistischen Demokratie durch eine enge Zusammen­
arbeit der Gerichte mit anderen staatlichen Organen und Ein­
richtungen und durch die Einbeziehung betrieblicher Kollek­
tive bei der Erfüllung gerichtlich festgesetzter Verpflichtun­
gen zu nutzen. Als eine wirksame Form zur freiwilligen 
Erfüllung von Forderungen' hat sich in der Praxis die Lohn­
abtretung (§ 85 Abs. 3 ZPO) bewährt. Sie sollte deshalb 
künftig ohne Einschränkungen zur Erfüllung aller vollstreck­
baren Geldansprüche zugelassen werden. Um eine bessere 
Anpassung an die Bedürfnisse der Praxis, insbesondere im 
Hinblick auf eine Besserstellung der Schadenersatzansprüche 
von Bürgern zu bewirken, soll die Reihenfolge bei mehrfacher 
Pfändung von Zahlungsansprüchen in § 105 ZPO verändert 
und mit der Sachpfändung zugunsten mehrerer Gläubiger 
entsprechend § 125 ZPO in Übereinstimmung gebracht 
werden.

Beabsichtigt ist, die grundsätzlichen Bestimmungen der 
Vollstreckung in Sachen und der Vollstreckung sonstiger An­
sprüche klarer auszuformulieren. So soll eine Regelung über 
das Pfändungspfandrecht in die Grundsätze zur Vollstreckung 
aufgenommen werden.

Eine Neufassung zwecks besserer Verständlichkeit und 
Unterscheidung wäre auch für die Bestimmungen über die 
Einstellung der Vollstreckung und Beschwerde (§§ 131 bis 
135 ZPO) angebracht.

3. Zu den Rechtsmittel-, Kassations- und
W iederaufnahmeverfahren

Bei der Überarbeitung dieser Bestimmungen (§§ 147 ff., 
160 ff. ZPO) wird vor allem angestrebt, den Umfang der 
Überprüfung gerichtlicher Entscheidungen durch die überge­
ordneten Gerichte zu erweitern. Dadurch soll sowohl zur 
Erhöhung der Qualität und der Einheitlichkeit der Recht­
sprechung als auch zur noch besseren Durchsetzung des 
demokratischen Zentralismus in der Rechtsprechung beige­
tragen werden. Unter diesem Gesichtspunkt wäre es erforder­
lich und wünschenswert, die gegenüber der ersten Instanz 
bestehende Aufgabe der Überprüfung und Anleitung der 
Rechtsprechung im Rechtsmittelverfahren im Gesetz kon­
kreter zu regeln.

Weiterhin sollten eine allgemeine Überprüfungspflicht 
hinsichtlich der Kostenentscheidung im Falle der Berufungs­
einlegung eingeführt, die Regelung über die Berufungsrück­
nahme (§ 155 ZPO) vereinfacht und die Wirkung der Berufung 
(§ 153 ZPO) bei mehreren Verfahrensbeteiligten erweitert 
werden.
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